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9098 der Beilagen zu den Stenographischen Protokollen des Bundesrates 

 

Bericht 
des Ausschusses für Unterricht, Kunst und Kultur 

über den Beschluss des Nationalrates vom 5. Juli 2013 betreffend ein Bundesgesetz, mit 
dem das Schülerbeihilfengesetz 1983 geändert wird 

Mit dem vorliegenden Beschluss des Nationalrates sollen Einsparungen und Verwaltungsvereinfachung 
bei der Abwicklung der Schülerbeihilfe erzielt werden. Für das Verfahren zur Abwicklung des 
Schülerbeihilfengesetzes existiert bereits seit mehreren Jahren eine IT-Infrastruktur. Allerdings ist bei 
diesem Verfahren im Vorfeld der Bescheiderstellung ein sehr hoher Anteil nicht automatisierter 
Verfahrensschritte notwendig.  
Insbesondere die Übermittlung von Nachweisen auf elektronischem Wege soll die Bürger/innen von der 
Informationspflicht (Vorlegen von kopierten Nachweisen) entlasten. Es soll aber auch gleichzeitig das 
Verfahren beschleunigen, da gerade die Nachforderung unvollständiger Anträge alle Verfahren 
verzögern, indirekt auch jene, in denen die Anträge gleich vollständig mit den erforderlichen Nachweisen 
vorgelegt wurden. 
Zu diesem Zweck ist eine gesetzliche Ermächtigung zur Datenübermittlung erforderlich, die mit dem 
gegenständlichen Beschluss des Nationalrates vorgesehen wird.  
 
Der Ausschuss für Unterricht, Kunst und Kultur hat den gegenständlichen Beschluss des Nationalrates in 
seiner Sitzung am 16. Juli 2013 in Verhandlung genommen. 
Berichterstatterin im Ausschuss war Bundesrätin Elisabeth Grimling. 
Gemäß § 30 Abs. 2 GO-BR wurde beschlossen, Bundesrat Efgani Dönmez, PMM mit beratender Stimme 
an den Verhandlungen teilnehmen zu lassen. 
An der Debatte beteiligten sich die Bundesräte Efgani Dönmez, PMM, Günther Köberl, Elisabeth Reich 
und Monika Mühlwerth. 
Zur Berichterstatterin für das Plenum wurde Bundesrätin Elisabeth Grimling gewählt. 

Der Ausschuss für Unterricht, Kunst und Kultur stellt nach Beratung der Vorlage am 16. Juli 2013 mit 
Stimmenmehrheit den Antrag, gegen den vorliegenden Beschluss des Nationalrates keinen Einspruch zu 
erheben. 

Wien, 2013 07 16 

 Elisabeth Grimling Monika Mühlwerth 
 Berichterstatterin Vorsitzende 
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